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68. 
Gesetz 

über eine Änderung des Bezügegesetzes 1998 

 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Das Bezügegesetz 1998, LGBl.Nr. 3/1998, in 

der Fassung LGBl.Nr. 46/1999, Nr. 30/2000, Nr. 
22/2001, Nr. 58/2001, Nr. 54/2007, Nr. 25/2009, 
Nr. 45/2009, Nr. 7/2010, Nr. 32/2010, Nr. 70/2010, 
Nr. 25/2011, Nr. 92/2012, Nr. 97/2012 und Nr. 44/ 
2013, wird wie folgt geändert: 

 
1. Im § 8 Abs. 2 wird der Ausdruck „§§ 2, 3, 4 

und 7“ durch den Ausdruck „§§ 2, 3 und 7“ er-
setzt. 

2. Dem § 34 wird folgender Abs. 13 angefügt: 
„(13) Die Änderung des § 8 Abs. 2 durch 

LGBl.Nr. 68/2013 tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2014 in Kraft.“ 
 

3. Nach dem § 36 wird folgender § 37 angefügt: 
 

„§ 37 
Bezügeanpassung im Jahr 2014 

Abweichend von den §§ 4 und 8 Abs. 2 er-
höhen sich die Bezüge nach § 1 Abs. 1 und § 8 
Abs. 1 mit Wirkung ab 1. Jänner 2014 um 1,6 %.“ 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
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69. 
Landtagsbeschluss 

über den Voranschlag des Landes Vorarlberg für das Jahr 2014 

 
1. Der Voranschlag über den Landeshaushalt des 

Verwaltungsjahres 2014 wird mit einer  
 Einnahmensumme von 1.615.866.200,00 Euro 
 und mit einer Aus- 
 gabensumme von 1.627.834.600,00 Euro 
 festgestellt. 
 
2. Zur Abdeckung des präliminierten Abganges in 

Höhe von 11.968.400,00 Euro werden alle För-
derungsausgaben mit der finanzwirtschaftlichen 
Kennziffer 5 (6. Dekade der numerischen An-
satzbezeichnung) im Ausmaß von insgesamt 
79.789.700,00 Euro einer fünfzehnprozentigen 
Bindung unterzogen. 
Die Landesregierung wird ermächtigt, diese 
Bindung nach Maßgabe der Notwendigkeit und 
Dringlichkeit im Laufe des Jahres 2014 insoweit 
aufzuheben, als zur Bedeckung 
- Mehreingänge an Ertragsanteilen des Lan-

des an gemeinschaftlichen Bundesabgaben, 
an Landesumlage und sonstigen, nicht zweck-
gebundenen Einnahmen oder 

- bereits feststehende, frei verfügbare Minder-
ausgaben oder 

- ein Gebarungsüberschuss aus dem Rech-
nungsjahr 2013 

zur Verfügung stehen. 
 
3. Gemäß Artikel 56 Abs. 6 der Landesverfassung 

wird zur Verfügung über die im Landesvoran-
schlag enthaltenen Ausgaben für den Landtag 
hinsichtlich der Unterabschnitte 000 und 001 
der Landtagsdirektor/die Landtagsdirektorin er-
mächtigt. 
Zahlungen in Bezug auf Ausgaben für den Land-
tag sind vom Landtagsdirektor/von der Landtags-
direktorin anzuweisen und von der Landtags-
präsidentin gegenzuzeichnen bzw freizugeben. 
Bei diesen Ausgaben können einzelne Ansätze 
überschritten werden, wenn eine solche Über-
schreitung durch die gegebenen Umstände not-
wendig ist und den dadurch entstehenden Mehr-
ausgaben entsprechende Minderausgaben bei 
anderen Ansätzen gegenüberstehen. 

 
4. Die Landesregierung wird ermächtigt, einzelne 

Ausgabenansätze zu überschreiten, wenn eine 
solche Überschreitung durch die gegebenen Um-
stände notwendig ist und den dadurch entstehen-
den Mehrausgaben entsprechende Minderausga-

ben oder Mehreinnahmen bei anderen Ansätzen 
gegenüberstehen oder die zusätzlich erforderli-
chen Mittel in den Rücklagen Bedeckung finden. 

 
5. Innerhalb eines Ansatzes (Abschnitt, Unterab-

schnitt und Teilabschnitt) der Budgetgruppe 0 
und in den Untervoranschlägen sind bei identen 
Bewirtschafterkennzeichen (VBEW) die Posten 
der Postenunterklassen 02 - 04 – Maschinen, 
Werkzeuge und Amts-, Betriebs- u. Geschäfts-
ausstattung, 40 – Geringwertige Wirtschaftsgü-
ter, Materialen, 42 – Werkstoffe, 45 – Betriebs-
stoffe und sonstige Verbrauchsgüter, 56 + 59 – 
Reisegebühren, Aus- und Fortbildung, 60 – Ener-
giebezüge, 61 – Instandhaltung, 64 – Rechts- 
und Beratungskosten, 70 – Miet- und Pacht-
zinse, 71 – Öffentliche Abgaben – Ausgaben 
und 72 – Verschiedene Ausgaben, gegenseitig 
deckungsfähig. 

 
6. Die Ansätze bzw Abschnitte, Unter- und Teil-

abschnitte 011 + 029, 021, 022, 0592 + 480 + 
63501, 080, 16410, 208, 210000, 220000, 
221000, 2301, 2321 + 2491, 240 + 241, 252 + 
259, 269, 273, 2811, 283, 31 - 39, 417, 43920, 
469, 4821 - 4832, 489 + 759, 51 + 54, 5201, 
52900, 52710, 5292, 56, 61102, 61103, 61104, 
61106, 620 + 621, 629, 6491 + 650, 71 + 74, 
77, 78200 + 9611, 78210 und 8461 gelten bei 
identen Bewirtschafterkennzeichen (VBEW) 
jeweils als ein Ausgabenansatz.  
Finanzierungen des Unterabschnitts 482 im Rah-
men der Ermächtigung gemäß Ziffer 8 dieses 
Beschlusses gelten als Mehreinnahmen.  

 
7. Die Ermächtigung der Landesregierung zu Mehr-

ausgaben gilt auch für jene Kreditansätze, denen 
Mehreinnahmen in anderen Gruppen gegenüber-
stehen, soweit diese Einnahmen durch Gesetz 
oder Landtagsbeschluss für diese Mehrausgaben 
bereits zweckgebunden sind. 

 
8. Die Landesregierung wird ermächtigt, für die 

richtliniengemäße Abwicklung der Wohnbau-
förderung nach dem Wohnbauförderungsgesetz 
(Unterabschnitte 482 + 483) sowie die übrige 
Gebarung einen Kontokorrentkreditrahmen zu 
halten und bestehende Darlehensforderungen 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz zu ver-
werten und den dabei erzielten Nettoerlös als 



 Vorarlberger Landesgesetzblatt, Jahrgang 2013, 38. Stück, Nr. 69 351 

 
Einnahme im Landeshaushalt zu verrechnen. 
 

9. Die Landesregierung wird ermächtigt, ohne Be-
schlussfassung durch den Vorarlberger Landtag, 
a) die im Landesvoranschlag vorgesehene Dar-

lehensaufnahme durchzuführen, 
b) anstelle der vorgesehenen Darlehensaufnah-

me auch kurzfristige Geldmarktmittel in An-
spruch zu nehmen, 

c) bereits aufgenommene langfristige Darlehen 
– auch ohne budgetäre Vorsorge – durch die 
Aufnahme kurzfristiger Geldmarktmittel ab-
zudecken und umgekehrt, 

d) kurzfristige Geldmarktmittel – auch ohne 
budgetäre Vorsorge – ganz oder teilweise 
zurückzuzahlen und im Bedarfsfall ganz 
oder teilweise wieder in Anspruch zu neh-
men, soweit dies liquiditätsmäßig vertretbar 
und für das Land kostengünstiger ist, 

e) innerhalb eines jeden Unter-/Teilabschnittes 
die Gliederung nach finanzwirtschaftlichen 
sowie nach ökonomischen Gesichtspunkten 
zu ändern und zu ergänzen und 

f) im Landesvoranschlag vorgesehene Leasing-
finanzierungen für Projekte die unter der 
Post 7020 angeführt sind einzugehen und 
durchzuführen. 

 
10. Die Landesregierung wird ersucht, die im Vor-

anschlag 2014 vorgesehenen Ausgaben, soweit 
sie nicht zur Erfüllung gesetzlicher oder ver-
traglicher Verpflichtungen dienen oder zwangs-
läufig anfallende Betriebskosten darstellen, im 
selben Verhältnis einzusparen, als die Einnah-
men nicht die im Voranschlag vorgesehene Höhe 
erreichen, bzw soweit Einsparungen nicht mög-
lich sind, Mindereinnahmen bei den E.-VStn. 
2/925005 8390 001 und 2/925005 8490 001 ent-
weder durch Darlehensaufnahmen oder durch 
zusätzliche Rücklagenentnahmen zu bedecken. 

 
11. Kreditoperationen gemäß der Ziffer 9 (lit. a bis d) 

dieses Beschlusses sind dem Finanzausschuss 
des Vorarlberger Landtages in der jeweils nächst-
folgenden Sitzung mitzuteilen. 

 
12. Die Landesregierung wird ermächtigt, nicht ver-

brauchte Kredite und erzielte Mehreinnahmen 
im Wege von Rücklagen auf das kommende 
Haushaltsjahr zu übertragen und zu verwenden.  

 
13. Der Zustimmung des Landtages bedürfen, sofern 

im Einzelfall die Wertgrenze von 1.750.000,00 
Euro im Haushaltsjahr überschritten wird: 
a) Liegenschaftserwerbe und -veräußerungen 

(einschließlich Tauschverträge); 
b) Beteiligungen an wirtschaftlichen Unterneh-

mungen, ebenso wie Erhöhungen oder Ver-
minderungen derselben; 

c) Gewährung oder Erhöhung von Darlehen, 
mit Ausnahme von Darlehen nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz, für die Vorarlber-
ger Krankenhaus-Betriebsgesellschaft mbH 
(Landeskrankenanstalten) und den unter den 
VStn. 1/849006 2445 000 und 1/914007 
2445 002 ausgewiesenen Darlehen, weiters 
von Überbrückungsdarlehen an Landesfonds 
und jener Darlehen, die in der Haushaltsge-
barung als Beiträge bereitgestellt wurden; 

d) die Übernahme von Bürgschaften und Haf-
tungen oder Erhöhungen derselben mit Aus-
nahme solcher, die in Teilabschnitt 9611 ab-
zuwickeln sind. 

Ergangene Landtagsbeschlüsse über genehmig-
te Zuständigkeitsauslagerungen bleiben davon 
unberührt. 

 
14. Der Zustimmung des Landtages bedürfen weiters: 

a) die Verwendung von Gebarungsüberschüs-
sen mit Ausnahme der zur Aufhebung der 
Kreditbindung gemäß Ziffer 2 erforderlichen 
Beträge; 

b) die Gewährung von Zinsbeihilfen, soweit 
diese im Einzelfall 300.000,00 Euro pro Jahr 
übersteigen und die Zusage für mehr als ein 
Jahr gilt, mit Ausnahme von Wohnbeihilfen, 
von Zinszuschüssen nach dem Wohnbauför-
derungsgesetz und von Zinszuschüssen aus 
Bedarfszuweisungsmitteln für Gemeinden; 

c) die Gewährung von Annuitätenzuschüssen 
oder Förderungszahlungen für Investitions-
vorhaben soweit im Einzelfall der Barwert 
der Förderung den Betrag von 5.000.000,00 
Euro übersteigt und die Zusage für mehr als 
ein Jahr gilt, mit Ausnahme von Annuitäten-
zuschüssen nach dem Wohnbauförderungs-
gesetz, von Annuitätenzahlungen bzw. Di-
rektzuschüssen und (verzinste) Ratenzah-
lungen aus Bedarfszuweisungsmitteln für 
Gemeinden (Vst. 1/940004 7355 030 und 
Vst. 1/940004 7354 000), von Annuitäten-
zuschüssen zu Wasserversorgungs- sowie 
Abwasserbeseitigungsanlagen, von Zahlun-
gen zur Schadensbeseitigung bei Katastrop-
henereignissen und von Zahlungen zur Ver-
besserung der Schieneninfrastruktur. 

 
15. Dieser Beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des 

Kundmachungsgesetzes, LGBl.Nr. 35/1989, im 
Vorarlberger Landesgesetzblatt kundzumachen. 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  
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70. 
Verordnung 

der Landesregierung über eine Änderung der Mindestsicherungsverordnung 

 
Auf Grund der §§ 8 Abs. 7 und 16 Abs. 1 des 

Mindestsicherungsgesetzes, LGBl.Nr. 64/2010, wird 
verordnet:  

 
Die Mindestsicherungsverordnung, LGBl.Nr. 

71/2010, in der Fassung LGBl.Nr. 69/2011, Nr. 
103/2012 und Nr. 32/2013, wird wie folgt geän-
dert: 

 
1. Im § 6 Abs. 1 werden die Ausdrücke „Euro 

598,50“, „Euro 447,12“, „Euro 298,07“ und 
„Euro 173,70“ in der angeführten Reihenfolge 
durch die Ausdrücke „Euro 612,86“, „Euro 

457,85“, „Euro 305,24“ und „Euro 177,90“ er-
setzt.  
 

2. Im § 9 Abs. 4 lit. d wird der Ausdruck „Euro 
3.975“ durch den Ausdruck „Euro 4.070“ ersetzt. 
 

3. Dem § 15 wird folgender Abs. 7 angefügt: 
„(7) Die Verordnung über eine Änderung 

der Mindestsicherungsverordnung, LGBl.Nr. 
70/2013, tritt am 1. Jänner 2014 in Kraft; die 
dann geltenden Beträge sind für Leistungen an-
zuwenden, die Zeiträume ab diesem Zeitpunkt 
betreffen.“ 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
 

71. 
Verordnung 

der Landesregierung über eine Änderung der Pflegekindergeldverordnung 

  
Auf Grund des § 27 Abs. 2 des Kinder- und Ju-

gendhilfegesetzes, LGBl.Nr. 29/2013, wird verord-
net: 

 
Die Pflegekindergeldverordnung, LGBl.Nr. 54/ 

2013, wird wie folgt geändert: 
 

1. Im § 1 Abs. 1 werden die Ausdrücke „492 Euro“, 
„545 Euro“, „615 Euro“, „660 Euro“ und „723 
Euro“ in der angeführten Reihenfolge durch die 

Ausdrücke „504 Euro“, „559 Euro“, „630 Euro“, 
„676 Euro“ und „741 Euro“ ersetzt. 
 

2. Im § 1 Abs. 3 wird der Ausdruck „302 Euro“ 
durch den Ausdruck „310 Euro“ ersetzt. 
 

3. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die Verordnung über eine Änderung 

der Pflegekindergeldverordnung, LGBl.Nr. 71/ 
2013, tritt am 1. Jänner 2014 in Kraft.“ 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
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72. 
Verordnung 

der Landesregierung über eine Änderung der Integrationshilfeverordnung 

  
Auf Grund des § 13 des Chancengesetzes, LGBl. 

Nr. 30/2006, in der Fassung LGBl.Nr. 63/2010, wird 
verordnet:  

 
Die Integrationshilfeverordnung, LGBl.Nr. 22/ 

2007, in der Fassung LGBl.Nr. 40/2008, wird wie 
folgt geändert: 

 
1. Im § 7 Abs. 1 wird das Wort „sozialhilferecht-

lichen“ durch das Wort „mindestsicherungs-
rechtlichen“ ersetzt. 
 

2. Im § 7 Abs. 1 lit. a wird die Wortfolge „60 v.H. 
des Sozialhilferichtsatzes nach § 5 Abs. 1 lit. a 
Z. 3 der Sozialhilfeverordnung“ durch die Wort-
folge „60 v.H. des Mindestsicherungssatzes nach 

§ 6 Abs. 1 lit. c der Mindestsicherungsverord-
nung“ ersetzt. 
 

3. Im § 7 Abs. 2 wird das Wort „sozialhilferecht-
lichen“ durch das Wort „mindestsicherungs-
rechtlichen“ und die Wortfolge „130 v.H. des 
Sozialhilferichtsatzes für alleinstehende (Hilfe 
in besonderen Lebenslagen)“ durch die Wort-
folge „130 v.H. des Mindestsicherungssatzes 
nach § 6 Abs. 1 lit. a der Mindestsicherungsver-
ordnung“ ersetzt. 
 

4. Dem § 7 Abs. 3 wird nach der lit. b, beginnend 
in einer neuen Zeile, folgender Satz angefügt: 
„Eine Pflegezulage nach § 6 Verbrechensopfer-
gesetz ist sinngemäß anzurechnen.“ 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  

73. 
Verordnung 

des Landeshauptmannes über eine Änderung der Verordnung über die  
Verlängerung der Ausnahme von der wasserrechtlichen Bewilligungspflicht  

nach  § 32 WRG 1959 für bestehende Kleinkläranlagen 

  
Auf Grund des § 33g Abs. 2 des Wasserrechts-

gesetzes 1959, BGBl. Nr. 215/1959, in der Fassung 
BGBl. I Nr. 155/1999, Nr. 109/2001, Nr. 82/2003 
und Nr. 98/2013, wird verordnet:  

 
Die Verordnung des Landeshauptmannes über 

die Verlängerung der Ausnahme von der wasser-
rechtlichen Bewilligungspflicht nach § 32 WRG 
1959 für bestehende Kleinkläranlagen, LGBl.Nr. 
49/2005, in der Fassung LGBl.Nr. 43/2007, Nr. 81/ 
2009, Nr. 81/2010, Nr. 62/2011 und Nr. 107/2012, 
wird wie folgt geändert:  

 

1.  Der § 1 lautet:  
 

„§ 1 
Verlängerung für Kleinkläranlagen in 

geschlossenen Siedlungsgebieten 

Abwasserreinigungsanlagen gemäß § 33g 
Abs. 1 WRG 1959, die am 1. Juli 1990 bestanden 
haben, ordnungsgemäß betrieben und instand 
gehalten sowie mit einer maximalen täglichen 
Schmutzfracht von nicht größer als 50 EW60 be-
lastet werden, sind in den in der Anlage ange-
führten Siedlungsgebieten*) , soweit es sich da-

 
 _________________________________  
*) Die vorliegenden Planunterlagen liegen im Amt der Landesregierung während der Amtsstunden zur allgemeinen 

Einsicht auf. 



354 Vorarlberger Landesgesetzblatt, Jahrgang 2013, 38. Stück, Nr. 73 

 

“  

bei um geschlossene Siedlungsgebiete handelt, 
von der Bewilligungspflicht nach § 32 WRG 
1959 bis zum 22. Dezember 2015 ausgenom-
men.“ 
 

2. Die Anlagen A und B werden durch folgende 
Anlage ersetzt: 
 

„Anlage 
 
Gemeinde Siedlungsgebiet 

  

Alberschwende Bereute; Weitloch; Hof 

Bartholomäberg Höll 

Dornbirn 
Hinterberg (Tobel / Adels-
gehr); Untere Roßmähder 

Fontanella Garlitt 

Frastanz  Bazora 

Fraxern Orsanka 

Gaschurn 
Außerbofa; Bielerhöhe; 
Loch / Gufelgut; Trantraues; 
Innerbofa; Oberes Vand 

Göfis  
Stein / Breiten / Hochried; 
Unterdorf; Büttels Nord 
(Rest) 

 

Hohenems Schuttannen 

Langen bei 
Bregenz 

Hirschbergsau / Hegisberg; 
Hinterhub 

Lochau Hintermoos; Wellenstein 

Lustenau Binsenfeld; Vorach 

Mittelberg Wald 

Nenzing  

Bazulstraße; Gurtis West; 
Höfle und Rued; Nagrand 
Grundumlegung; Gurtis 
Ost 

Raggal Marul mit Dücker 

Schruns 
Gebiete östlich des Cam-
pingplatzes; Bargusweg / 
Dörfle 

Schwarzenberg Seewarte 

Silbertal Ganlätsch; Buchen 

St. Gerold 
Untere und obere Bündten 
(Plankenberg); Maläre und 
Lütsch (Außenberg) 

Sulzberg Thal-Unterdreienau 

Tschagguns 
Gauertal; Krista / Latschau 
Rest; Ziegerberg 

Zwischenwasser 
Restausbau Sennewies / 
Skilift 

 
Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
 
 


